
URTEIL VOM 7. 2. 1991 — RECHTSSACHE C-227/89 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Sechste Kammer) 
7. Februar 1991 * 

In der Rechtssache C-227/89 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Sozialgericht 
Stuttgart in dem dort anhängigen Rechtsstreit 

Ludwig Rönfeldt, Stuttgart, 

gegen 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme 
der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern (ABl. L 149, S. 2), 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten G. F. Mancini, der Richter 
T. F. O'Higgins, M. Diez de Velasco, C. N. Kakouris und F. A. Schockweiler, 

Generalanwalt: M. Darmon 
Kanzler: V. Di Bucci, Verwaltungsrat 

unter Berücksichtigung der schriftlichen Erklärungen 

— des L. Rönfeldt, Kläger des Ausgangsverfahrens, vertreten durch Rechtsanwalt 
A. Klinger, Stuttgart, 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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— der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA), Beklagte des Ausgangs­
verfahrens, vertreten durch den Leitenden Verwaltungsdirektor T. Herrmann, 

— des Rates der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch die Verwaltungs-
rätin im Juristischen Dienst M. Arpio als Bevollmächtigte, und 

— der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch K. Banks, 
Juristischer Dienst, im Beistand von B. Schulte, Max-Planck-Institut für aus­
ländisches und internationales Sozialrecht, als Bevollmächtigte, 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der BfA, vertreten durch den Ver­
waltungsoberrat H. Möbius als Bevollmächtigten, des Rates, vertreten durch 
R. Frohn, Juristischer Dienst, und M. Arpio, sowie der Kommission, vertreten 
durch B. Schulte, in der Sitzung vom 25. Oktober 1990, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 12. De­
zember 1990, 

folgendes 

Urteil 

1 Das Sozialgericht Stuttgart hat mit Beschluß vom 9. Februar 1989, beim Gerichts­
hof eingegangen am 18. Juli 1989, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage 
nach der Auslegung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 
1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und 
deren Familien, die in der Gemeinschaft zu- und abwandern (ABl. L 149, S. 2), 
sowie von Artikel 48 Absatz 2 und Artikel 51 EWG-Vertrag zur Vorabentschei­
dung vorgelegt. 
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2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit zwischen L. Rönfeldt und der Bundes­
versicherungsanstalt für Angestellte über die Berechnung von Altersrente. 

3 Der Kläger ist deutscher Staatsangehöriger mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland. Von 1941 bis 1957 entrichtete er Beiträge zur deutschen Rentenver­
sicherung. Anschließend arbeitete er bis 1971 in Dänemark und führte während 
dieses Zeitraums Beiträge zur dänischen Sozialversicherung ab. Ab 1971 war er in 
Deutschland beschäftigt und dort versicherungspflichtig. 

4 Nach den Akten ist das Rentenalter in Dänemark nicht dasselbe wie in Deutsch­
land. Die Altersgrenze nach dänischem Recht ist das 67. Lebensjahr, nach deut­
schem Recht das 65. Lebensjahr mit der Möglichkeit der Inanspruchnahme vorge­
zogenen Altersruhegelds nach Erreichen des 63. Lebensjahrs. § 25 des Angestell­
tenversicherungsgesetzes bestimmt : 

„(1) Altersruhegeld erhält auf Antrag der Versicherte, der das 63. Lebensjahr 
vollendet hat..., wenn die Wartezeit nach Absatz 7 Satz 1 erfüllt ist. 

(7) Die Wartezeit... ist erfüllt, wenn fünfunddreißig anrechnungsfähige Versi­
cherungsjahre, in denen mindestens eine Versicherungszeit von einhundert-
achtzig Kalendermonaten enthalten ist, zurückgelegt sind ..." 

5 Als der Kläger sich dem 63. Lebensjahr näherte, bemühte er sich um ein vorgezo­
genes Altersruhegeld nach deutschem Recht. Das war jedoch nicht möglich, da 
nach Auffassung der BfA die in Dänemark entrichteten Beiträge für die deutschen 
Rentenansprüche des Klägers erst berücksichtigt werden können, wenn er die nach 
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dänischem Recht vorgesehene allgemeine gesetzliche Altersgrenze, also das 
67. Lebensjahr, erreicht hat. 

6 Aus diesem Grund erhob der Kläger Klage beim Sozialgericht Stuttgart, wobei er 
geltend machte, die dänischen Versicherungszeiten müßten unabhängig von der im 
dänischen Recht vorgesehenen Altersgrenze bei der Berechnung der deutschen 
Rente berücksichtigt werden. Hierzu berief er sich auf das Sozialversicherungsab­
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Däne­
mark vom 14. August 1953, wonach dänische Versicherungszeiten nicht nur für 
die Erfüllung der Wartezeit, sondern auch für die Berechnung der Rentenhöhe zu 
berücksichtigen seien. 

7 Die BfA vertrat hingegen die Ansicht, daß die dänischen Versicherungszeiten nur 
für die Erfüllung der Wartezeit und der Voraussetzungen des Rentenanspruchs 
berücksichtigt werden könnten. Auf das deutsch-dänische Abkommen könne sich 
der Kläger nicht berufen, weil die Gemeinschaftsverordnungen über die soziale 
Sicherheit an die Stelle der Abkommen zwischen Mitgliedstaaten getreten seien. 

8 In seinem Vorlagebeschluß äußert das Sozialgericht Zweifel, ob national unter­
schiedliche Altersgrenzen für eine Zugangsberechtigung zu Leistungen der gesetz­
lichen Rentenversicherung vor dem Gemeinschaftsrecht Bestand haben. 

9 Diese Zweifel bewogen das Sozialgericht Stuttgart, das Verfahren auszusetzen und 
dem Gerichtshof die Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen, 

„ob die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 in Verbindung mit § 25 des Angestell­
tenversicherungsgesetzes im Einklang mit Artikel 48 Absatz 2 und Artikel 51 des 
EWG-Vertrags steht". 
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10 Weitere Einzelheiten des Sachverhalts, des Verfahrensablaufs und der beim Ge­
richtshof eingereichten schriftlichen Erklärungen finden sich im Sitzungsbericht, 
auf den verwiesen wird. Der Akteninhalt ist im folgenden nur insoweit wiederge­
geben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

1 1 Im Rahmen des Artikels 177 EWG-Vertrag ist es nicht Sache des Gerichtshofs, 
über die Vereinbarkeit nationalen Rechts mit dem EWG-Vertrag zu entscheiden. 
Hingegen ist es Sache des Gerichtshofs, dem vorlegenden Gericht Gesichtspunkte 
zur Auslegung des Gemeinschaftsrechts an die Hand zu geben, die es ihm erlau­
ben, im Ausgangsverfahren über diese Vereinbarkeit zu entscheiden. 

12 Das vorlegende Gericht hat Zweifel an der Vereinbarkeit nationaler Bestimmungen 
mit dem Gemeinschaftsrecht geäußert, die für das Rentenalter unterschiedliche Al­
tersgrenzen festsetzen. Nach ständiger Rechtsprechung (vgl. insbesondere Urteil 
vom 15. Juli 1988 in der Rechtssache 21/87, Borowitz, Slg. 1988, 3715, 
Randnr. 23) hat die Verordnung Nr. 1408/71 kein gemeinsames System der so­
zialen Sicherheit geschaffen, sondern eigene nationale Systeme bestehen lassen. 
Wie der Gerichtshof wiederholt ausgeführt hat (vgl. insbesondere Urteil vom 
15. Januar 1986 in der Rechtssache 41/84, Pinna, Slg. 1986, 1, Randnr. 20) läßt 
Artikel 51 Unterschiede zwischen den Systemen der sozialen Sicherheit der Mit­
gliedstaaten und folglich auch bezüglich der Ansprüche der dort Beschäftigten be­
stehen. Die materiellen und verfahrensmäßigen Unterschiede zwischen den Syste­
men der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten werden somit durch Artikel 51 
EWG-Vertrag nicht berührt. 

1 3 Was nun die Berücksichtigung von Versicherungszeiten betrifft, trifft es zwar zu, 
daß Deutsche, die in Dänemark Aufenthaltszeiten und in der Bundesrepublik 
Deutschland Versicherungszeiten zurückgelegt hatten, die dänischen Aufenthalts­
zeiten nach den Artikeln 16 und 17 des Sozialversicherungsabkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Dänemark vom 14. Au­
gust 1953 bei der Berechnung der deutschen Rente bis zur Höchstdauer von 
15 Jahren angerechnet erhielten. 
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1 4 Nach Artikel 6 der Verordnung Nr. 1408/71 tritt diese jedoch im Rahmen ihres 
persönlichen und sachlichen Geltungsbereichs vorbehaltlich der Artikel 7, 8 
und 46 Absatz 4 an die Stelle von Abkommen über die soziale Sicherheit, die 
zwei oder mehr Mitgliedstaaten binden. Da die angeführten Bestimmungen des 
deutsch-dänischen Abkommens nicht ausdrücklich ausgenommen sind, finden sie 
keine Anwendung mehr auf Leistungen, die nach dem Inkrafttreten der Verord­
nung Nr. 1408/71 in Dänemark erfolgten. An die Stelle dieser Bestimmungen des 
deutsch-dänischen Abkommens sind somit ab 1. April 1973 die gemeinschafts­
rechtlichen Bestimmungen der Verordnung Nr. 1408/71 getreten. 

15 Damit ist zu prüfen, ob und gegebenenfalls wie nach Gemeinschaftsrecht Versiche­
rungszeiten, die in Dänemark zurückgelegt wurden, bevor die Verordnung 
Nr. 1408/71 in diesem Land infolge von dessen Beitritt zu den Gemeinschaften in 
Kraft trat, und Beiträge, die vor diesem Zeitpunkt dort geleistet wurden, bei der 
Gewährung eines Altersruhegelds in einem anderen Mitgliedstaat zu berücksichti­
gen sind. 

16 Artikel 94 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1408/71 bestimmt folgendes: „Für die 
Feststellung des Anspruchs auf Leistungen nach dieser Verordnung werden sämtli­
che Versicherungszeiten sowie gegebenenfalls auch alle Beschäftigungs- und 
Wohnzelten berücksichtigt, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung zurückgelegt worden sind." Damit sind 
im vorliegenden Fall bei der Feststellung der deutschen Rentenansprüche auch die 
nach den dänischen Rechtsvorschriften vor dem Inkrafttreten der Verordnung 
Nr. 1408/71 in Dänemark zurückgelegten Versicherungszeiten zu berücksichti­
gen. 

17 Weiter ist in Artikel 45 der Verordnung Nr. 1408/71 bestimmt, daß der zuständige 
Träger eines Mitgliedstaats, nach dessen Rechtsvorschriften der Erwerb, die Auf­
rechterhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs von der Zurückle­
gung von Versicherungs- oder Wohnzeiten abhängig ist, die Versicherungs- oder 
Wohnzeiten berücksichtigt, die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats zurückgelegt wurden, als handelte es sich um Zeiten, die nach den für 
diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind. 
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18 Für die Berechnung der Rente gilt jedoch nach Artikel 46 der Verordnung 
Nr. 1408/71, daß jeder zuständige Träger nach den für ihn geltenden Vorschrif­
ten den Leistungsbetrag unter Zugrundelegung aller nach diesen Rechtsvorschrif­
ten zu berücksichtigenden Versicherungszeiten bestimmt. 

19 Die Verordnung Nr. 1408/71 schreibt somit nicht vor, daß die in einem oder meh­
reren anderen Mitgliedstaaten zurückgelegten Beitragszeiten zum Zwecke einer 
Erhöhung der Rente den Beitragszeiten hinzugerechnet werden müssen, die in 
dem Mitgliedstaat zurückgelegt wurden, in dem die Rente beantragt wird. Nur für 
den Erwerb des Rentenanspruchs werden die in mehreren Mitgliedstaaten zurück­
gelegten Versicherungszeiten zusammengerechnet. 

20 In Dänemark zurückgelegte Versicherungszeiten können somit nach der Verord­
nung Nr. 1408/71 — anders als nach dem deutsch-dänischen Sozialversicherungs­
abkommen — für die Berechnung der Rente nicht berücksichtigt werden; diese 
berechnet sich vielmehr entsprechend den nach den deutschen Rechtsvorschriften 
zurückgelegten Zeiten. Der Kläger verliert somit soziale Vergünstigungen, die ihm 
das deutsch-dänische zweiseitige Abkommen gewährt hatte. 

21 Angesichts dessen geht die Frage des Sozialgerichts Stuttgart dahin, ob es mit Arti­
kel 48 Absatz 2 und Artikel 51 EWG-Vertrag vereinbar ist, daß Arbeitnehmer 
Vergünstigungen der sozialen Sicherheit verlieren, weil Abkommen zwischen den 
Mitgliedstaaten aufgrund des Inkrafttretens der Verordnung Nr. 1408/71 unan­
wendbar geworden sind. 

22 Der Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 7. Juni 1973 in der Rechtssache 32/72 
(Walder, Slg. 1973, 599, Randnrn. 6 und 7) zur Auslegung der Artikel 6 und 7 
der Verordnung Nr. 1408/71 ausgeführt, diese Bestimmungen ließen klar erken­
nen, daß der Grundsatz, wonach die Verordnung an die Stelle der Abkommen 
über die soziale Sicherheit zwischen Mitgliedstaaten trete, zwingend sei und abge­
sehen von in der Verordnung ausdrücklich geregelten Fällen keine Ausnahmen zu­
lasse. 
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23 Damit bleibt zu prüfen, ob eine solche Verdrängung der früheren Regelung auch 
dann mit dem Grundsatz der Freizügigkeit der Arbeitnehmer vereinbar ist, der sich 
aus den Artikeln 48 bis 51 EWG-Vertrag ergibt, wenn die Arbeitnehmer dadurch 
hinsichtlich bestimmter Rechte schlechter gestellt werden. 

24 Die Verordnung Nr. 1408/71 ist in Anwendung von Artikel 51 EWG-Vertrag er­
lassen worden. Sie ist daher entsprechend dem Zweck dieses Artikels auszulegen, 
zu einer möglichst weitgehenden Verwirklichung der Freizügigkeit der Wanderar­
beitnehmer beizutragen. Dieses Prinzip gehört zu den Grundlagen der Gemein­
schaft. 

25 Nach Artikel 51 erläßt der Rat auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit die für die 
Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen Maßnahmen, wobei 
er für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs sowie für die 
Berechnung der Leistungen die Zusammenrechnung aller nach den verschiedenen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften berücksichtigten Zeiten sichert. 

26 Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes (vgl. insbesondere Urteile vom 24. 
Oktober 1975 in der Rechtssache 24/75, Petroni, Slg. 1975, 1149, Randnr. 13; 
vom 23. Februar 1986 in der Rechtssache 254/84, De Jong, Slg. 1986, 671, 
Randnr. 15; und vom 14. Dezember 1989 in der Rechtssache 168/88, Dammer, 
Slg. 1989, 4553, Randnr. 21) würde der Zweck der Artikel 48 bis 51 EWG-Ver­
trag verfehlt, wenn die Arbeitnehmer, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit Ge­
brauch gemacht haben, Vergünstigungen der sozialen Sicherheit verlören, die ih­
nen jedenfalls die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats sichern. Im Urteil vom 
9. Juli 1980 in der Rechtssache 807/79 (Gravina, Slg. 1980, 2205, Randnr. 7) hat 
der Gerichtshof daraus abgeleitet, daß die Anwendung der Gemeinschaftsregelung 
keine Verringerung der nach dem Recht eines Mitgliedstaats gewährten Leistun­
gen zur Folge haben könne. 

27 Unter Leistungen, die nach dem Recht eines Mitgliedstaats gewährt werden, sind 
nach dieser Rechtsprechung sowohl alle Leistungen zu verstehen, die das von den 
nationalen Gesetzgebern erlassene nationale Recht vorsieht, als auch Leistungen, 
die sich aus in das nationale Recht eingeführten Sozialversicherungsabkommen 
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zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten ergeben, wenn diese für den betroffenen 
Arbeitnehmer günstiger sind als die Gemeinschaftsregelung. 

28 Verstünde man nämlich die angeführte Rechtsprechung dahin, daß Abkommen 
zwischen Mitgliedstaaten, die für die Arbeitnehmer günstiger sind als die Gemein­
schaftsregelung, nicht zu berücksichtigen seien, so hätte dies eine erhebliche Beein­
trächtigung des Zwecks des Artikels 51 zur Folge, weil der Arbeitnehmer, der von 
seinem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch gemacht hat, sich aufgrund dessen be­
nachteiligt sähe. 

29 Auf die Vorlagefrage ist somit zu antworten, daß Artikel 48 Absatz 2 und Arti­
kel 51 EWG-Vertrag nicht zulassen, daß Arbeitnehmer Vergünstigungen der so­
zialen Sicherheit verlieren, weil in das nationale Recht eingeführte Abkommen 
zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten aufgrund des Inkrafttretens der Verord­
nung Nr. 1408/71 des Rates unanwendbar geworden sind. 

Kosten 

30 Die Auslagen des Rats und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die 
Erklärungen vor dem Gerichtshof abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. 
Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in 
dem vor dem vorlegenden Gericht anhängigen Rechtsstreit. Die Kostenentschei­
dung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

auf die ihm mit Beschluß vom 9. Februar 1989 vom Sozialgericht Stuttgart vorge­
legte Frage für Recht erkannt: 
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Artikel 48 Absatz 2 und Artikel 51 EWG-Vertrag lassen nicht zu, daß Arbeitneh­
mer Vergünstigungen der sozialen Sicherheit verlieren, weil in das nationale Recht 
eingeführte Abkommen zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten aufgrund des In­
krafttretens der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur 
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Fami­
lien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, unanwendbar geworden 
sind. 

Mancini O'Higgins 

Diez de Velasco Kakouris Schockweiler 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 7. Februar 1991. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident der Sechsten Kammer 

G. F. Mancini 
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